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Z E I T G E  S P R Æ C IX

Folgen der Aufwertung

Vor fünf Monaten wurde die DM aufgewertet — nach monatelangen Debatten über Sinn 
und Unsinn einer solchen Maßnahme. Wie hat sich nun die Aufwertung tatsächlich 
ausgewirkt?

Elektroindustrie: Kaum benacliteiligt
Dr. Walter Huppert, Frankfurt/M.

Die Wirtschaftspolitik pflegt 
nach einfachen gedanklichen 

Schemata zu entscheiden. Sie 
begnügt sich sozusagen mit dem 
kleinen Einmaleins, während die 
Theorie in der Ökonometrie mit 
höherer Mathematik operiert -  
wenngleich auch diese kaum 
nützlichere Ergebnisse liefert. 
Der Praktiker dagegen stützt 
sich auf Überlegungen, die er 
aus seiner Situation und nach 
seinen Erfahrungen anstellt. 
Auch sie haben allerdings nur 
bedingte Gültigkeit: für eine Ent­
scheidung über komplexe volks­
wirtschaftliche Fragen genügen 
sie ebenfalls nicht.

Vereinfachende
Wirtschaftspolitik

Diese unbefriedigende und 
ungenügende Art der Beurtei­
lung und Behandlung wird auf

geradezu klassische Weise bei 
Auf- oder Abwertung einer Wäh­
rung deutlich. Der W irtschafts­
politiker denkt nahezu allein an 
die Handelsbilanz; vielleicht 
auch deshalb, weil die Einbe­
ziehung der anderen Kompo­
nenten der Zahlungsbilanz die 
Probleme in fast unüberseh­
barer und kaum voraussehbarer 
Weise komplizieren würde. Für 
die Handelsbilanz w ird von einer 
Aufwertung ein Rückgang der 
Ausfuhren und eine Zunahme 
der Einfuhren erwartet, weil die 
Ausfuhren fü r das Ausland teu­
rer und die Einfuhren fü r das 
Inland b illige r werden. Das g ilt 
jedoch uneingeschränkt nur 
dann, wenn die Absatzmöglich­
keiten allein eine Preisfrage sind 
und der Exporteur und der 
Importeur ihre Preise im Ab­
nehmerland der Wechselkurs­
änderung voll anpassen.

Die Autoren 
unseres
Zeitgesprächs sind

Dr.-Ing. Paul Voitz, Vor­
sitzender des Verbandes 
Deutscher Schiffswerften
e. V. in Hamburg; Dr. Götz 
Biricen-Bertsch von der Au­
ßenhandeisabteilung des 
Vereins Deutscher Maschi­
nenbau-Anstalten e. V. 
(VDMA), Frankfurt; Dr. Ru­
do lf Herle, Stellvertreten­
der Geschäftsführer des 
Verbandes der Chemi­
schen Industrie e. V., 
Frankfurt, und Dr. Walter 
Huppert, Frankfurt/M.
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In W irklichkeit ist jedoch die 
Preisabhängigkeit der Aus- und 
Einfuhren graduell sehr ver­
schieden. Auch kann nicht unter­
ste llt werden, daß bei einer Auf­
wertung die Ausfuhrpreise 
grundsätzlich um den Aufwer­
tungssatz erhöht werden und 
die Einfuhrpreise entsprechend 
ermäßigt werden. Für den aus­
ländischen Markt sind die Preise 
in der dort geltenden Währung 
maßgebend. Nach ihnen muß 
sich der ausländische Lieferant 
richten, denn seine Marktstel­
lung w ird in der Regel nicht so 
bedeutend sein, daß er die 
Preise von sich aus beliebig 
ändern könnte.

Aufwertungsfolgen 
nicht berechenbar

Für den Exporteur ist seine 
bisherige Absatzposition maß­
gebend. Auch nach der Aufwer­
tung seiner Währung möchte er 
sie möglichst halten. Deshalb 
muß er grundsätzlich bei den 
bisherigen Preisen in ausländi­
scher Währung bleiben und 
durch die Wechselkursänderung 
eine Eriösschmälerung hinneh­
men. Indessen w ird er versu­
chen, die Preise so weit zu er­
höhen, wie seine ausländischen 
Abnehmer hierzu bereit sind. 
Diese Bereitschaft kann nur im 
Laufe einer längeren Zeit aus­
gelotet werden. Dabei ist natür­
lich der Grad der Preisabhängig­
keit des Absatzes der betref­
fenden Erzeugnisse wesentlich. 
Für den einzelnen Exporteur ist 
auch die Marktstrategie, insbe­
sondere Preispolitik, wichtig, 
die seine hauptsächlichen Kon­
kurrenten verfolgen. Hinzu 
kommt, daß sich die in ländi­
schen wie die ausländischen 
Kosten- und Ertragsverhältnisse, 
Wettbewerbs- und Nachfrage­
verhältnisse aus anderen Ur­
sachen fortgesetzt ändern.

Alles das hat zur Folge, daß 
sich nicht voraussehen läßt, wie 
eine Aufwertung auf die Preise 
und die mengenmäßige Entwick­
lung der Ausfuhr wirken wird.

Ebenso ist es, umgekehrt ge­
sehen, m it den Wirkungen auf 
die Einfuhr. Der Importeur kann 
bei gleichen Preisen wie bisher 
höhere Gewinne erzielen; er 
kann aber auch versuchen, durch 
Preissenkung seinen Absatz 
mengenmäßig zu erweitern. In­
w ieweit die Abnehmer hierauf 
reagieren, ist wiederum eine 
Frage, die je nach den beste­
henden Verhältnissen unter­
schiedlich zu beurteilen ist. So­
mit bedeutet jede Aufwertung 
ein Experiment, dessen Folgen 
für den Außenhandel und da­
m it fü r die Handelsbilanz nicht 
voraussehbar, jedenfalls nicht 
im voraus berechenbar sind. 
Das Ergebnis wird sich erst nach 
geraumer Zeit übersehen las­
sen, wenn Exporteure und Im­
porteure auf die Aufwertung in 
irgendeiner Weise reagiert ha­
ben. Hinzu kommt, daß zunächst 
die alten Kontrakte, die vor der 
Wechselkursänderung getätigt 
worden sind, abgewickelt wer­
den. Aber selbst jetzt -  rund 
5 Monate nach der Aufwertung 
vom 26. Oktober 1969 — läßt 
sich noch keine ausreichende 
Antwort auf die Frage geben, 
welche Wirkungen und Folgen 
fü r die Aus- und Einfuhr elek­
trotechnischer Erzeugnisse zu 
verzeichnen sind. Das hat meh­
rere Gründe.

Entwicklung 
der Aus- und Einfuhren

Der Aufwertung von 9 ,3%  
sind die Ausfuhrabgaben und 
Einfuhrprämien von 4 %  durch

das sog. Absicherungsgesetz 
vom November 1968 vorausge­
gangen. Da sie unmittelbar nach 
der Aufwertung suspendiert 
worden sind, verte ilt sich die 
Belastung der Ausfuhr bzw. Be­
günstigung der Einfuhr auf zwei 
Zeitabschnitte: m it 4 %  im No­
vember 1968 und weitere 5,3% 
im Oktober 1969. Das hat die 
Wirkung der unmittelbaren Auf­
wertung (um 9 ,3% ) gemildert.

Die Tabelle 1 über die Außen­
handelszahlen fü r elektrotech­
nische Erzeugnisse, die nicht 
identisch m it dem „Auslands­
umsatz“ der elektrotechnischen 
Industrie sind, zeigt fü r die Aus- 
und Einfuhr eine geichmäßig 
ansteigende Entwicklung. Im 
Jahre 1969 haben zwar die Ein­
fuhren prozentual wesentlich 
stärker zugenommen als die 
Ausfuhren, aber das entspricht 
nur einer seit längerem bekann­
ten Erscheinung konjunktureller 
Aufschwungsphasen. Unter sol­
chen Beschäftigungs- und Ab­
satzverhältnissen w ird weniger 
ausgeführt als bei schwacher 
Konjunktur, wohingegen die Ein­
fuhr entsprechend der stark ge­
wachsenen Nachfrage und den 
zunehmenden Lieferfristen in­
ländischer Erzeuger wesentlich 
zunimmt.

Nach den voriiegenden Zah­
len hat weder das Absicherungs­
gesetz vom November 1968 noch 
die Aufwertung vom Oktober 
1969 die wertmäßige Entwick­
lung der Aus- und Einfuhren 
spürbar beeinflußt. Zwar dürfte

Tabelle 1
Außenhandel der Bundesrepublik Deutschland 

in elektrotechnischen Erzeugnissen
(in M ill. OM)

1 .V j. 2, Vj. 3 .V j. 1 4. Vj. Insgesamt

1. Ausfuhr
1968 2 074 2 061 2 206 2 751 9 094
1959 2 420 2 690 2 831 3 234 11 175
Zuwaclis in % 16,6 30,5 28,3 17,6 22,9

2. Einfuhr
196S 731 780 851 994 3 366
1969 1 062 1 197 1 202 1 385 4 846
Zuwachs in % 45,3 53,5 41.2 39,4 44,1

Q u e l l e :  Statistisches Bundesamt.
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sich die Aufwertung l<aum schon 
auf die Außenhandelszahlen für 
das 4. Vierteljahr 1969 ausge­
wirkt haben, aber auch schon 
das Absicherungsgesetz hat kei­
ne erkennbaren Einflüsse auf 
das Außenhandelsvolumen im 
Laufe des Jahres 1969 hinter­
lassen. Die Wachstumsrate der 
Ausfuhr im 1. V ierteljahr 1969 
fiel zwar niedriger und die 
Wachstumsrate der Einfuhr et­
was größer aus als im Jahres­
durchschnitt, aber bereits im
2. Vierteljahr war sowohl der 
Zuwachs der Ausfuhr als auch 
der Einfuhr stärker als im Jah­
resdurchschnitt. Zusammenge­
faßt ergibt sich für das 1. Halb­
jahr 1969 in der Ausfuhr wie in 
der Einfuhr fast die gleiche 
Wachstumsrate wie im 2. Halb­
jahr.

Auftragseingänge

Deutlicher und schneller als 
in der Ausfuhrstatistik werden 
sich die Wirkungen der Aufwer­
tung im Auftragseingang bemerk­
bar machen. Aber auch hierfür 
liefert die Statistik bisher keine 
Anhaltspunkte. Nach der Indu­
striestatistik (Tabelle 2) hat das 
Absicherungsgesetz den Anstieg 
des Auftragseinganges nicht be­
einträchtigt. Für den Aufwer­
tungszeitpunkt läßt sich (vorher) 
ein weiterer Anstieg im 3. Vier­
teljahr und (nachher) eine Ab­
schwächung konstatieren. In­
dessen wird es sich bei der Zu­
nahme bis zum Oktober großen­
teils um vorgezogene Aufträge 
gehandelt haben, was durch das 
relative Zurückbleiben der Um­
sätze im 1.-3. V ierteljahr 1969 
bestärkt wird. Die Aufwertung 
wurde nämlich schon einige 
Monate lang mit ziemlicher Ge­
wißheit erwartet und veranlaßte 
erhöhte Bestellungen zu alten 
Preisen. Wenn sich allerdings 
das (vorläufige) Niveau vom 
Januar 1970 fortsetzen würde, 
so müßte doch eine abschwä­
chende Wirkung der Aufwertung 
angenommen werden.

Eine weitere Frage ist, wie 
sich die Aus- und Einfuhrpreise

Tabelle 2 
Auslands-Auftragseingänge und 
-Umsätze in elektrotedinischen 

Erzeugnissen, BRD
(in M ill. DM)

Zeitraum Auftrags­
eingang Umsatz

1963
3. Vierteljahr
4. Vierteijahr

1969
1. Vierteljahr
2. Vierteljahr
3. Vierteljahr 
Oktober 
November 
Dezember

1970
Januar (vorläufig)

2 012 
2 593

2 781 
2 740 
3106 
1 097 

835 
977

798

1 961
2 460

2 011 
2 283 
2 388 

835 
817 

1 019

732

Q u e l l e :  ZVEI-Statistik.

unter der Wirkung der Aufwer­
tung entwickelt haben. Die hier­
fü r verfügbare Statistik der 
Außenhandelspreise (Tabelle 3, 
Teil 1 und 2) ist allerdings nicht 
voll aussagefähig, was bei der 
Differenziertheit der Verhält­
nisse nach Waren und Ländern 
verständlich ist. Die Preismel­
dungen fü r diese Indexberech­
nung sollen die Ausfuhrabgabe 
wie die Einfuhrprämie (durch 
Ermäßigung der Mehrwertsteuer 
von 11 auf 7 %) enthalten haben; 
ebenso war die Aufwertung zu 
berücksichtigen, indem bei aus­
ländischer Valutierung ab No­
vember 1969 m it dem neuen 
Wechselkurs umzurechnen war.

Die ersten Wirkungen des Ab­
sicherungsgesetzes vom Novem­
ber 1968 müßten im Vergleich 
der Oktoberpreise m it den De­
zemberpreisen zum Ausdruck

kommen. Der Index der Aus­
fuhrpreise zeigt nur eine ge­
ringfügige Erhöhung. Die Ex­
porteure haben also die Aus­
fuhrabgabe fast vollständig 
selbst übernommen. Der Index 
der Einfuhrpreise ist sogar 
leicht gestiegen. Die Importeure 
haben also ihre Verbilligungs­
möglichkeiten nicht ausgenutzt, 
wahrscheinlich weil die Inlands­
preise stabil blieben. Statt des­
sen haben sie die Einfuhrprämie 
zur Verbesserung ihrer Erträge 
benutzt.

Auf längere Sicht, bis zum 
Oktober 1969, lassen sich da­
gegen differenziertere W irkun­
gen erkennen. Das inländische 
Preisniveau ist, der Kostenent­
wicklung folgend, insgesamt um 
3,9 Punkte gestiegen, was aller­
dings allein auf die Investitions­
güterpreise zurückzuführen ist. 
Die Ausfuhrpreise sind etwas 
stärker um 5,3 Punkte gestie­
gen. Vermutlich ist es gelungen, 
insoweit die Ausfuhrabgabe all­
mählich zu überwälzen. Umge­
kehrt haben sich die Einfuhr­
preise um 1,5 Punkte erhöht, 
also weniger als die Inlands­
preise. Die Importeure haben 
also ihre Importprämie zur Ver­
besserung ihrer Erlöse verwen­
det und haben darüber hinaus 
ihre Preise auch noch erhöht, 
aber nur um einen Bruchteil des 
Anstieges der Inlandspreise.

Vom Oktober zum Dezember 
1969, also nach der Aufwertung, 
haben die Ausfuhrpreise um 
0,7 Punkte nachgegeben, wäh­

Tabelle 3 
Preisindizes für die Elektroindustrie

(1962 =  100)

Preisart
1967

Jahres­
durchschnitt

1968
Okt.

1968
Dez.

1969
Okt.

1969
Dez.

1 Ausfuhrpreise 103,8 102,0 102,5 107,8 107,1
1.1 Elektrizitätsverteilung 

(als Investitionsgüter) 108,7 110,5 110,1 120,4 121,5
1.2 Gebrauchsgüter 99,1 95,3 95,5 97,4 97,3
2 Einfuhrpreise 105,4 101,3 101,6 103,1 101,5
2.1 Investitionsgüter 107,9 103,7 104,4 106,7 104,9
2.2 Gebrauchsgüter 97,1 94,0 93,9 95,0 93,5
3 Inlandspreise 101,9 95,9 95,9 99,8 100,8
3.1 Investitionsgüter 106,1 99,8 100,2 106,5 107,5
3.2 Gebrauchsgüter 94,2 86,6 86,5 86,2 87,9

Q u e l l e :  Statistisches Bundesamt.
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rend die Inlandspreise um 1,0 
Punl<te gestiegen sind. Damit 
hätten die Exporteure ein Drit­
tel der Aufwertungsfolgen zu 
eigenen Lasten übernommen. 
Andererseits haben sich die 
Einfuhrpreise um 1,6 Punkte 
vermindert. Damit hätten die 
Importeure wiederum den Auf­
wertungsvorteil überwiegend 
zur Ertragsverbesserung ge­
nutzt, aber angesichts der um 
1,0 Punkte gestiegenen Inlands­
preise haben sie damit ihre 
preisliche Wettbewerbssituation 
doch beachtlich verbessert.

Ergebnisse

Zusammengefaßt würden die­
se statistischen Ergebnisse be­
sagen:

□  Mengenmäßig hat bisher we­
der die m ittelbare Aufwertung

vom November 1968 noch die 
unmittelbare Aufwertung vom 
Oktober 1969 die Umsätze und 
Auftragseingänge deutlich und 
nachweisbar beeinflußt. Auf län­
gere Frist können jedoch stär­
kere Wirkungen eintreten.

□  Die Außenhandelspreise ha­
ben bisher relativ wenig rea­
giert. Im Laufe der Zeit können 
aber auch hier noch Verstär­
kungen der divergierenden Ten­
denzen zwischen Inlandspreisen 
und Außenhandelspreisen ein­
treten.

□  Ertragseinbußen bei der Aus­
fuhr nötigen zur Erhöhung der 
Inlandspreise.

Wesentlich für die weiteren 
Aufwertungsfolgen werden

□  die zukünftige Kostenent­
wicklung und damit die kosten­

bedingte Preisentwicklung im 
Inland wie die Kostenbasis für 
die Ausfuhr sein,
□  der Umfang der Nachfrage 
und dam it der Beschäftigungs­
grad im Inland und
□  die korrespondierende Ent­
wicklung der Nachfrage, der 
Kosten und der Preise im Aus­
land.

Solange überall Hochkonjunk­
tu r herrscht, können die deut­
schen Exporteure manches ver­
kraften und die ausländischen 
Importeure die Aufwertung 
selbst nutzen. Erst bei sinkender 
Konjunktur w ird sich deutlicher 
herausstellen, welche Schwä­
chung die Aufwertung für die 
deutsche Elektroindustrie ge­
bracht hat und wie davon die 
Handelsbilanz betroffen werden 
wird.

Maschinenbau: Weltmarktposition gefährdet
Dr. Götz Birken-Bertsch, Frankfurt/M.

Quantitative Schätzungen über 
die Auswirkungen der Auf­

wertung auf die internationalen 
Warenströme werden außer­
ordentlich durch die Tatsache 
erschwert, daß die Aufwertung 
in eine Umbruchphase der Welt­
konjunktur trifft, die durch ein 
deutliches Nachlassen der Nach­
frage-Expansion auf dem Welt­
markt gekennzeichnet ist. Zu­
dem befinden sich Preis- und 
Kostenniveau der meisten wich­
tigen Welthandelsnationen in 
einer lebhaften, aber durchaus 
nicht gleichmäßigen Aufwärts­
entwicklung. Schließlich sollte 
die im August 1969 vorgenom­
mene kräftige Abwertung des

französischen Franc m it ihren 
im Oktober noch kaum voll w irk­
sam gewordenen Konsequenzen 
in diesem Zusammenhange 
nicht übersehen werden, zumal 
Frankreich der bedeutendste 
Handelspartner der Bundesre­
publik ist.

Die Anhebung der DM-Parität 
ist somit nur eine von zahl­
reichen anderen Veränderungen 
der Angebots- und Nachfrage­
konstellation auf dem Weltmarkt, 
die auf den Außenhandel der 
BRD einwirken. A llerdings be­
sitzt sie wegen ihres beträcht­
lichen Ausmaßes von 9,3 °/o eine 
besondere Bedeutung. Ergibt

sich somit bereits fü r die Schät­
zung der künftigen Entwicklung 
aggregierter volkswirtschaftli­
cher Größen eine erhebliche 
Unsicherheitsmarge, so g ilt das 
um so mehr fü r die Beurteilung 
der Aufwertungsfolgen in einem 
einzelnen Industriezweig.

Exportabhängigkeit des 
IVIaschinenbaus

Die westdeutsche Maschinen­
industrie ist enger als die mei­
sten übrigen Wirtschaftszweige 
der Bundesrepublik in den ar­
beitsteiligen Austauschprozeß 
der W eltwirtschaft eingegliedert. 
Sie erzielte in den letzten drei
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Jahren durchschnittlich 45 %  
ihres Umsatzes im Exportge­
schäft. Neben der direi<ten Aus­
fuhr sind aber Zulieferungen zu 
den Exporten anderer Industrie­
zweige — wie etwa Wälzlager 
für die Automobilindustrie oder 
Armaturen und Kraftmaschinen 
für den Schiffbau -  sowie die 
Lieferung von Anlagen und Aus­
rüstungsgütern für andere Ex­
portindustrien bei der Feststel­
lung der Ausfuhrabhängigkeit 
zu berücksichtigen ’ ). Es darf 
auch nicht übersehen werden, 
daß ausländische Anbieter in 
den letzten Jahren ihre Position 
in der Bundesrepublik erheblich 
ausbauen und 1969 21 %  der 
Inlandsversorgung mit Maschi­
nen decken konnten. Die Ma­
schinenindustrie der Bundes­
republik wird demnach durch 
die Paritätsänderung nicht nur 
in ihrer Wettbewerbsfähigkeit 
auf den Auslandsmärkten, son­
dern auch im Inland betroffen.

Versucht man die Aufwer­
tungsfolgen zu ermessen, so 
muß man sich zunächst Klar­
heit über ihre unmittelbaren Be­
gleiterscheinungen verschaffen. 
Nicht zu Unrecht ist der Sach­
verständigenrat zur Begutach­
tung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung bei seinen Über­
legungen davon ausgegangen, 
daß der Aufwertungssatz von 
9,3 “/o nicht voll auf die Wettbe­
werbsverhältnisse durchschlägt 
(JG 1969/70 Ziffer 175). So ver­
harrte der Kassakurs der DM 
schon längere Zeit vor der Auf­
wertung unter der alten Parität 
und blieb bisher auch noch stets 
oberhalb der neuen. Weiterhin 
haben sich die Kurssicherungs­
kosten nach der Aufwertung 
normalisiert, und die Export­
steuer sowie die Importvergü­
tung sind weggefallen ^). Das

Absicherungsgesetz wurde aber 
nur 11 Monate vor der DM-Auf- 
wertung erlassen, so daß seine 
Folgewirkungen zum Zeitpunkt 
der Neufestsetzung der DM- 
Parität noch nicht völlig  zu Tage 
getreten sein können. Wenn 
man, wie es der Sachverstän­
digenrat getan hat, den vollen 
Satz des Absicherungsgesetzes 
vom Aufwertungssatz abzieht, 
erhält man ohne Zweifel eine 
zu geringe Vorstellung von der 
tatsächlich Ende Oktober 1969 
von der W ährungspolitik ausge­
gangenen Beeinflussung der in­
ternationalen Wettbewerbsver­
hältnisse.

Weitgehende Differenzierung

Der Weltmaschinenmarkt ist 
durch eine außerordentlich weit­
gehende Produktdifferenzierung 
gekennzeichnet; so handelt es 
sich zu einem gewissen Teil 
bei den Maschinenexporten um 
Spezialitäten m it einer relativ 
geringen Preiselastizität der 
Nachfrage, doch können Preis­
sprünge, wie sie durch die 
DM-Aufwertung bewirkt wurden, 
auch in diesen Bereichen nicht 
ohne eine spürbare Verschlech­
terung der Marktposition blei­
ben. Darüber hinaus sind auch 
auf dem Maschinenbausektor 
Serienerzeugnisse mit hohen 
Kreuzpreis-Elastizitäten gegen­
über Konkurrenzangeboten recht 
häufig, man denke nur an Krei­
selpumpen, Universaldrehbänke 
und Wälzlager. Auf diesen Märk­
ten sind deshalb die stärksten 
Aufwertungsreaktionen zu er­
warten. Besonders gravierend 
sind die Auswirkungen auch für 
jene Fachbereiche, in denen — 
wie bei der Landmaschinenin­
dustrie — Frankreich bisher eine 
überdurchschnittlich große Be­
deutung als Absatzmarkt hatte.

’) ln der vom Deutschen Institut für Wirt­
schaftsforschung jüngst veröffentlichten 
Schätzung der indirekten Exportabhängig­
keit ist die Lieferung von Ausrüstungen 
leider nicht berücksichtigt. Gemessen am 
Bruttoproduktionswert wird für den Ma­
schinenbau eine direkte Exportquote von 
41,4% und eine indirekte von 12,8%  an­
gegeben (DIW-Wochenbericht vom 5. Fe­
bruar 1970).

2) Wir können dem Sachverständigenrat 
nicht folgen, wenn er den Wegfall der 
Exportsteuer mit 4 %  in Anrechnung bringt. 
Tatsächlich betrug die Steuer für die 
Mehrzahl der gewerblichen Exportliefe­
rungen (sog. Lieferfälle des AbsG) 3,85 “/o 
des Rechnungswertes und war für einen 
bisher nicht klar abgrenzbaren Teil noch 
etwas geringer (sog. Verbringungsfälle des 
AbsG).

SO daß der Kumulierung von 
Franc-Abwertung und DM-Auf­
wertung ein besonderes Ge­
wicht zukommt.

Manche der im vergangenen 
Jahr während der Aufwertungs­
diskussion gemachten Äußerun­
gen erwecken den Eindruck, als 
sei die Ausfuhr der Bundesre­
publik in den letzten Jahren 
geradezu beängstigend stark 
angestiegen. Für den Maschi­
nenbau, der in der letzten De­
kade gut ein Fünftel der Ge­
samtausfuhr aus dem Bundes­
gebiet abwickelte, ergab sich 
seit der ersten DM-Aufwertung 
nur in zwei Jahren eine über 
10®/o liegende Steigerung der 
realen Ausfuhr gegenüber dem 
Vorjahr: 1966 und 1968 stieg 
das Volumen der Maschinenaus­
fuhr um 12,6 bzw. 11,2 7o ge­
genüber dem jeweiligen Vor­
jahr. Dagegen betrugen die 
realen Zuwachsraten 1965 nur 
4,4% , 1967 6,6 “/o und schließ­
lich 1969 4 ,7% . Gerade fü r das 
letzte Jahr verm ittelt die wert­
mäßige Steigerungsquote von 
11,8 %  wegen der beträchtlichen 
Preiserhöhungen, die nicht zu­
letzt aufgrund der Einführung 
der Exportsteuer erfolgten, ein 
verzerrtes Bild. Der Anteil der 
Maschinen an der Gesamtwaren­
ausfuhr der Bundesrepublik 
ging, wie hier anzumerken ist, 
von 1968 auf 1969 von 21,2 auf 
20,8%  zurück.

Rückgang des Auftragseingangs

Für die Abschwächung des 
Ausfuhrzuwachses im Jahre 
1969 dürften die Expansion des 
Inlandsgeschäftes und — eng 
damit zusammenhängend — Ka­
pazitätsengpässe die Hauptur­
sache sein. Es muß aber auch 
an die Exportsteuer und die von 
ihr verursachten Exportpreis­
erhöhungen, die bis zur Auf­
wertung sehr hohen Kurssiche­
rungskosten und die anderen 
Auswirkungen der allgemeinen 
Währungsunruhe gedacht wer­
den. Darüber hinaus deutet das
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Über den Exportsteuersatz hin­
ausgehende Ausmaß der im Ver­
laufe des Jahres vorgenomme­
nen Preisanhebungen an, daß 
sich der inländische Kostenauf­
trieb bereits im Jahre 1969 in 
Exportpreiserhöhungen nieder­
schlug.

Wegen der gerade im Ma­
schinenbau beträchtlichen Ver­
zögerung zwischen dem Eintritt 
von wettbewerbsbeeinflussen­
den Datenänderungen und de­
ren Niederschlag in Produktion 
und Umsatz erscheint ein Blick 
auf die Auftragseingangsstati­
stik zur Kennzeichnung der ge­
genwärtigen Entwicklung von 
besonderem Interesse. Die 
preisbereinigten Auslandsauf­
tragseingänge des Maschinen­
baus gehen, w ie die Graphik 
verdeutlicht, seit M itte 1969 zu­
rück. Auch der von der Deut­
schen Bundesbank nach der 
Census-Methode erm ittelte sai- 
sönbereinigte Index fü r den Aus­
landsauftragseingang der ge­
samten Investitionsgüterindu­
strie erreichte Mitte 1969 einen 
Wendepunkt und w eist seither 
eine rückläufige Tendenz auf. 
Die hohen Auftragsbestände und 
die immer noch beträchtliche 
absolute Höhe der Auftragszu­
gänge garantieren jedoch fü r die

meisten Zweige des Maschinen­
baus eine weitere Zunahme der 
Ausfuhr bis über die Jahres­
mitte hinaus.

Wichtiger Faktor 
Kostenentwicklung

Besondere Sorge bereitet den 
Exporteuren die inländische 
Kostenentwicklung. So stiegen 
im Maschinenbau die Lohnko­
sten je  Produkteinheit im Jahre
1969 um etwa 5 % . Für das Jahr
1970 rechnet bekanntlich der 
Sachverständigenrat m it einer 
Steigerung des gesamtwirt­
schaftlichen Lohnstückkosten­
niveaus um 8 % . Angesichts die­
ser extrem starken Kostener­
höhungen konnte der Maschi­
nenbau im allgemeinen nach 
der Aufwertung kei^ne Preiszu­
geständnisse an seine auslän­
dischen Abnehmer machen. Viel­
mehr ist seither eine weitere 
Preiserhöhung von 2 %  einge­
treten, obwohl die Maschinen­
exporteure sich der dieser zu 
der Aufwertungsmarge hinzu­
kommenden Verteuerung ihrer 
Erzeugnisse im Ausland inne­
wohnenden Problematik sehr 
wohl bewußt sein dürften. Es 
kann derzeit noch nicht über­
sehen werden, ob die Verhal­
tensweise der ausländischen

Auslandsauftragseingang im lUlasdiinenbau der BRD
(Preisbereinigter Index. Basis 1960 =  100)

Maschinenlieferanten auf dem 
westdeutschen Markt, die ihre 
Preise parallel zur Aufwertung 
in den Monaten Oktober und 
November nur um gut 4 %  
senkten und bis zum Januar 
bereits w ieder um nahezu 1 ®/o 
anhoben, eine Folge der Preis­
entwicklung in den Lieferlän­
dern oder eine Anpassung an 
den bisher noch nicht gebro­
chenen Preisanstieg in der Bun­
desrepublik darstellt. In wel­
chem Ausmaß die Preis- und 
Kostenentwicklung in den be­
deutenden Konkurrenzländern 
vorangeht, kann heute noch 
nicht beurte ilt werden. Hier 
w irk t sich die Ungewißheit über 
den Erfolg der in den Vereinig­
ten Staaten, Frankreich und 
Großbritannien praktizierten Sta­
b ilis ierungspolitik  aus. Eine wei­
tere Unsicherheitskomponente 
bilden die noch nicht überschau­
baren Konsequenzen der sozia­
len Unruhe in Italien. Würde der 
Preis- und Kostenauftrieb im 
Ausland den deutschen über­
treffen, so käme es zu einer 
Reduzierung des Aufwertungs­
effektes, b leibt er aber hinter 
dem deutschen zurück, so würde 
sich eine Verstärkung der Auf­
wertungsfolgen ergeben.

Kumulierung der negativen 
Auswirkungen

Neben dem Aufwertungsef­
fekt und dem Preis- und Kosten­
anstieg w ird die Nachfrageent­
wicklung auf dem Weltmarkt 
den Umfang der westdeutschen 
Maschinenausfuhr entscheidend 
mitbestimmen. Die Expertender 
OECD und des GATT erwarten, 
w ie aus den neuesten Berich­
ten dieser internationalen Orga­
nisationen hervorgeht, ein Nach­
lassen des Welthandelswachs­
tums. Als Hauptursache dieser 
Tendenz w ird der Konjunktur­
rückschlag in den Vereinigten 
Staaten von Amerika betrachtet. 
Der Weltmaschinenhandel könn­
te davon kaum unberührt blei­
ben, so daß sich für den deut­
schen Maschinenexport eine 
Kumulierung mit den wettbe-
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werbsverschlechternden Auswir­
kungen der Paritätsveränderun­
gen ergäbe. Die Rezessionsten­
denzen in den USA könnten 
insbesondere auch eine Ver­
stärkung der Exportbemühun­
gen der amerikanischen IVIa- 
schinenindustrie zur Folge ha­
ben. Japan wird sich trotz an­
haltender Handels- und Zah­
lungsbilanzüberschüsse kaum 
zu einer Aufwertung seiner

Währung entschließen. Die Ex­
portquote der japanischen Ma­
schinenindustrie liegt erst bei 
10% , seine Produktionskapazi­
tät übertrifft aber die deutsche 
bereits beträchtlich, so daß die 
außerordentlich kräftige Auswei­
tung des Produktionsvolumens 
-  1967 bis 1969 wurden jähr­
liche Zuwachsraten von über 
3 0 %  erzielt — eine überdurch­
schnittliche Erhöhung der Aus­

fuhr und damit seines Anteils 
am Weltmaschinenhandel zu- 
lassen sollte. Vieles spricht da­
für, daß die „japanische Her­
ausforderung“ , der sich in der 
Vergangenheit bereits die Tex­
tilindustrie, die optische und die 
elektrotechnische Industrie ge­
genübergestellt sahen, auch für 
den Maschinenbau der Bundes­
republik zu einer greifbaren 
Realität w ird.

Chemie: Verschlechterung der Ertragslage
Dr. Rudolf Herle, Frankfurt/M.

Im Gegensatz zu der Gesamt­
industrie, deren Exportquote 

24% beträgt, liegt diese bei der 
chemischen Industrie bei 37% . 
Bei einem solch hohen Export­
anteil -  bei vielen bedeutenden 
Chemiefirmen liegt er sogar bei 
40-50 %  des Gesamtumsatzes 
und darüber -  sind die Be­
mühungen, den Export aufrecht­
zuerhalten, von entscheidender 
Bedeutung. Das ist im wesent­
lichen technologisch bedingt. 
Die Kapazitäten der deutschen 
chemischen Industrie werden 
seit langem nicht auf den ver­
gleichsweise kleinen Binnen­
markt, sondern auf den Welt­
markt ausgerichtet. So kann die 
chemische Industrie in vielen 
Bereichen -  besonders in der 
Kunststoff- und Kunstfaser­
sparte -  nur dann kostengün­
stig produzieren, wenn Produk­
tionsanlagen vorhanden sind, 
die eine hohe Produktions­
menge ausstoßen.

Aus diesem Grunde ist die 
deutsche Chemie in ihren Ab­
satzbemühungen auf den Welt­
markt angewiesen. Hinzu kommt, 
daß in vielen Sparten, so z. B.

in der Schädlingsbekämpfung, 
deren Exportquote 70-80%  be­
trägt, ein Ausweichen auf den 
Inlandsmarkt n icht-m öglich ist, 
da diese Produkte auf den Be-' 
darf anderer Klimazonen zuge­
schnitten sind.

Sinkende Rendite

Trotz der Verschärfung des 
Wettbewerbs infolge Aufwertung 
w ird es daher nur in Ausnahme­
fällen zum Rückgang der Ex­
porte kommen. Sicher ist je­
doch, daß eine Erlösminderung 
zu verzeichnen ist. Das heißt, 
die Beibehaltung des Export­
volumens muß m it einer sinken­
den Rendite bezahlt werden.

Ob und inwieweit die Auf­
wertung im Preis weitergegeben 
werden kann, hängt von der je ­
weiligen Preiselastizität der aus­
ländischen Nachfrage bei den 
betreffenden Chemieprodukten 
ab. Während fü r Erzeugnisse 
w ie Farben, Textilh ilfsm itte l und 
z. T. Kosmetika in der Regel 
der Export bei Fakturierung in 
DM ohne Preisreduzierung im 
gleichen Umfang weitergeführt

werden kann (starke Marktstel­
lung), ist es in anderen Sparten 
— z. B. bei Düngemitteln, foto­
chemischen Erzeugnissen, 
Schleifm itteln und pharmazeuti­
schen Produkten -  nicht ohne 
weiteres möglich gewesen, den 
DM-Preis zu halten bzw. bei 
Fakturierung in ausländischer 
Währung den Preis um die Auf­
wertungsrate zu erhöhen.

Im Düngemittelbereich war 
die Überwälzung der Aufwer­
tungsrate auf die Preise infolge 
des z. Z. bestehenden Überan­
gebots und bei den fotochemi­
schen Erzeugnissen aufgrund 
des derzeitigen Preiskampfes 
nicht möglich. Im Arzneim ittel­
bereich ist bei Fakturierung in 
ausländischer Währung eine 
Preiserhöhung bzw. die Beibe­
haltung der DM-Preise infolge 
behördlicher Preisvorschriften 
in verschiedenen Ländern nicht 
oder nur zum Teil möglich ge­
wesen.

Regionale Unterschiede

Die Aufwertung hat sich auch 
regional unterschiedlich ausge­
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wirkt. Im EWG-Raum ist auf­
grund der Franc-Abwertung und 
der DM-Aufwertung zunächst 
ein erhöhter Konl<urrenzdrucl< 
französischer Firmen spürbar 
geworden, so daß bei einer 
Fai<turierung in DM Preisredul<- 
tionen notwendig waren, um den 
Marl<tanteil zu halten. Länger­
fristig  ist damit zu rechnen, daß 
es infolge der zu erwartenden 
stärlceren Inflationsrate bei den 
EWG-Partnern zu einer Ab­
schwächung des Konkurrenz­
druckes kommen dürfte. Im 
EFTA-Raum hat sich der zu­
nehmende Konkurrenzdruck 
englischer Firmen bemerkbar 
gemacht.

Anders sieht es auf den la­
teinamerikanischen und asiati­

schen Märkten aus. Dort ist 
die Wettbewerbssituation für 
den deutschen Exporteur viel 
ungünstiger. Die starke Stellung 
der amerikanischen und japa­
nischen Ghemieunternehmen 
läßt weit weniger eine Preis­
steigerung bei Fakturierung in 
ausländischer Währung zu. 
Dort, wo deutsche Ghemieun­
ternehmen in niedrigere Welt­
marktpreise eintreten müssen, 
geht die Aufwertung ganz zu 
Lasten der deutschen Unter­
nehmen. Von dem Vorzug, Roh­
stoffe und Zwischenprodukte 
b illiger einkaufen zu können, 
w ird jedoch nicht viel gespürt.

Zusammenfassend können die 
geschäftlichen Aussichten fü r

das erste Halbjahr 1970 trotz 
des erhöhten Konkurrenzdrucks 
von seiten ausländischer Firmen 
fü r die chemische Industrie po­
sitiv  beurte ilt werden. Bei einem 
im Vergleich zu den übrigen In­
dustriebereichen geringen Preis­
anstieg w ird erwartet, daß der 
inländische Umsatz um 10-15% 
steigen w ird. Der Exportzuwachs 
w ird sich in der Größenordnung 
von 5 -10%  bewegen.

ln jedem Fall ist m it einer 
Verschlechterung der Relation 
von Kosten zu Erträgen zu rech­
nen. Zusätzlich zur Aufwertung 
w ird die Ertragslage durch eine 
höhere Arbeitskostenquote und 
die Diskonterhöhung vom 
6. März 1970 erheblich ver­
schlechtert.

Schiffbau am stärksten betroffen
Dr.-Ing. Paul Voltz, Hamburg

Schiffbau ist mehr als die 
Leistung eines Industrie­

zweiges. Zur Beurteilung des 
Schiffbaus muß man wissen, daß 
es sich um einen wirtschaftlich 
und technisch integrierten Ar- 
beits- und Wirkungskreis han­
delt, der neben den Werften 
insbesondere eine breitgefä­
cherte Zulieferindustrie und die 
Forschung und Entwicklung um­
faßt. Die Werften tragen fü r die­
sen gesamten Wirkungsbereich 
auf einem hartumkämpften Welt­
markt das volle Preis- und Fi­
nanzierungsrisiko.

Außenhandelspolitische Fra­
gen sind fü r den Schiffbau von 
besonderer Bedeutung, weil un­
sere W erftindustrie mit einer 
Ausfuhrquote von 60-70%  zu

den exportintensivsten deut­
schen Industriezweigen gehört. 
Einzelne Werften liefern in ein­
zelnen Jahren ausschließlich für 
den Export. Diese Struktur der 
deutschen W erftindustrie ist 
einer breiten Öffentlichkeit ge­
läufig, zumal in einer export­
abhängigen Volkswirtschaft die 
Exportintensität einer Montage­
industrie eine zwangsläufige Er­
scheinung ist.

Struktur des internationalen 
Sciiiffbaumarktes

Weniger bekannt dagegen ist 
die Struktur des internationalen 
Schiffbaumarktes, die fü r die 
Themenstellung gleichermaßen 
wichtig ist. Die auf den Werften 
der Welt gebaute Tonnage ist

zu 50-60%  (1969; 55,7% ) für 
den Export bestimmt. Wie außer­
gewöhnlich dieses Verhältnis 
ist, w ird durch einen Vergleich 
m it dem Weltmaschinenbau 
deutlich, von dem durchschnitt­
lich 2 0 %  für den Export be­
stimmt sind; diese Relation 
dürfte auch unter Zugrundele­
gen des in den letzten 20 Jah­
ren stark expansiven Welthan­
dels in den meisten anderen 
Branchen noch niedriger liegen.

Außergewöhnlich im Vergleich 
zu anderen Industriezweigen ist 
schließlich, daß auf Japan mit 
rd. 55 %  und auf Schweden und 
die Bundesrepublik m it je  10%  
insgesamt drei Viertel der 
Schiffbauexporte entfallen. In 
einer Rangfolge der Schiffbau-
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exporteure folgen mit deutli­
chem Abstand die Niederlande, 
Großbritannien und Dänemark 
mit einem Anteil von je  3 -4% ; 
die USA als eines der bedeu­
tendsten Welthandelsländer 
kommen für den Export von 
Schiffen nicht in Betracht.

Da der internationale Schiff­
baumarkt Zollschranken nur als 
Ausnahme kennt, unterliegt auch 
die Produktion fü r nationale 
Reeder hinsichtlich der Preise 
und der Auftragsfinanzierung 
den Bedingungen des Welt­
marktes, wobei die langfristige 
Finanzierung infolge des stei­
genden Investitionsbedarfs der 
Reeder eine ständig zunehmen­
de Bedeutung erlangt. Nationale 
Märkte mit besonderen Wettbe­
werbsbedingungen oder einem 
eingeschränkten Grad des Wett­
bewerbs bestehen deshalb nicht.

Aufwertungsfolgen von 1961

Bereits die DM-Aufwertung 
des Jahres 1961 hatte die W erft­
industrie wegen dieser Beson­
derheiten empfindlicher als an­
dere Industriezweige getroffen. 
Seitdem hatte die deutsche 
Schiffbauproduktion lange Jahre 
stagniert, während der Welt­
schiffbau infolge des wachsen­
den Welthandels und des stei­
genden Investitionsbedarfs auf­
grund des beschleunigten tech­
nischen Fortschritts stark expan­
dierte. Wegen der planungs- 
und produktionsbedingten lan­
gen Vorlaufzeiten wurde das 
volle Ausmaß der veränderten 
Kursparität noch nicht im Jahre 
1961, sondern erst ab 1962 w irk­
sam. Die eingetretene Entwick­
lung wird aus den folgenden 
Übersichten über den Weltschiff­
bau und die deutsche Werft­
produktion in den letzten 10 
Jahren deutlich.

Der Grund für diese Entwick­
lung war vor allem in den Wett­
bewerbsverzerrungen zu suchen, 
deren Auswirkungen durch die 
Veränderung der DM-Parität voll 
zum Tragen kamen. Nachdem 
diese Wettbewerbsverzerrungen

durch Maßnahmen der Bundes­
regierung auf dem Gebiete der 
Auftragsfinanzierung und durch 
eine Anhebung der Ausfuhrver­
gütung auf den Stand der tat­

sächlichen Vorbelastung te ilwei­
se ausgeglichen worden waren, 
konnten die deutschen Werften 
langsam wieder Fuß fassen. 
Nach einer außerordentlichen
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zeitlichen Verzögerung erreich­
ten sie den Anschluß an die 
Entwicklung des Weltschiffbaus 
aber erst w ieder in den Jahren
1968 und 1969. Aufgrund der 
technischen Leistungsfähigl<eit 
der deutschen Werftindustrie 
und des gesamten W irkungskrei­
ses Schiffbau konnte im Jahre
1969 ein Drittel aller in der Welt 
gebauten Containerschiffe, die­
sem jijngsten Produkt der ra­
schen technischen Entwicklung 
im Schiffbau, von deutschen 
Werften geliefert werden.

Die DM-Aufwertung des Jah­
res 1969 hat diese Entwicklung 
erneut unterbrochen. Es er­
scheint m ir zweckmäßig, die 
Folgen der wirtschaftspolitischen 
Maßnahmen, in deren M ittel­
punkt die Aufwertung stand, zu­
nächst fü r die Abwicklung der 
vorhandenen Auftragsbestände 
zu untersuchen und gesondert 
die Auswirkungen auf die neu 
hereinzunehmenden Aufträge 
darzustellen.

Bedrohliche Veriuste

Die DM-Aufwertung des Jah­
res 1969 kann nur im Rahmen 
der gesamtwirtschaftlichen Ent­
wicklung gesehen werden, wo­
bei auch die lang andauernde 
Währungsdiskussion nicht ver­
gessen werden darf. Seit der 
Pfund-Abwertung im November 
1967 hatte die Währungsdiskus­
sion nicht aufgehört.

Die über 2 Jahre andauernde 
Währungsunsicherheit hatte bei 
Auftragsabschlüssen regelmäßig 
Forderungen nach Preiszuge­
ständnissen zur Folge. Deshalb 
mußten die zum Zeitpunkt der 
Aufwertung vorhandenen Auf­
tragsbestände zu vergleichs­
weise niedrigeren Kontraktprei­
sen als in den Konkurrenzlän­
dern abgeschlossen werden. 
Diese Zugeständnisse waren der 
Preis fü r den Abschluß von DM- 
Kontrakten, zu denen sich die 
Reeder nur noch zögernd ent­
scheiden konnten.

Aufgrund des scharfen inter­
nationalen Wettbewerbs mußten 
diese Aufträge nahezu aus­
schließlich zu den m arktübli­
chen Festpreisen abgeschlossen 
werden, obwohl die Auftrags- 
voriaufzeiten fü r die hauptsäch­
lich nachgefragten hochwertigen 
Schiffstypen zunehmend länger 
wurden und schließlich 2 Jahre 
und mehr erreichten. Abschläge 
fü r Kursrisiken in Festpreiskon­
trakten ließen dann keinen 
Raum mehr, weitere Belastun­
gen aufzufangen, als sich ab 
Mitte 1969 das Scheitern der 
W irtschaftspolitik des gleichge­
wichtigen Wachstums immer 
deutlicher abzeichnete und die 
Gestehungskosten sich sprung­
haft um 1 5%  über die lang­
fristig  erwarteten Preissteige­
rungstendenzen hinaus erhöh­
ten.

Infolgedessen ergeben sich 
fü r eine beträchtliche Anzahl der 
Aufträge, die im Vertrauen 
auf feste w irtschaftspolitische 
Grundlagen zu scheinbar kosten­
deckenden Preisen hereinge­
nommen worden waren, uner­
wartet Verluste. Es ist bereits 
abzusehen, daß infolge des er­
höhten Rückstellungsbedarfs für 
sich abzeichnende Verluste die 
Bilanzen des Jahres 1969 bei 
einer Reihe von Werften, die 
über Auftragsbestände fü r Lie­
ferungen bis Ende 1972 verfü­
gen, rote Zählen aufweisen wer­
den. Diese Entwicklung ist ins­
besondere auch deshalb bedroh­
lich, weil die W erftindustrie auf­
grund der schnellen Entwicklung 
der Schiffbautechnik vor großen 
Investitionserfordernissen steht, 
fü r deren Durchführung die M it­
tel gegenwärtig nicht mehr er­
wirtschaftet werden können.

Wettbewerbsverzerrungen

Die Auswirkungen der DM- 
Aufwertung fü r die gegenwärtige 
und zukünftige Auftragstätigkeit 
können ebenfalls voll übersehen 
werden. Ebenso wie im Jahre 
1961 traf die Aufwertung des

vergangenen Jahres auf beste­
hende Wettbewerbsverzerrun­
gen, deren Schwerpunkte wie 
fo lg t zu sehen sind;

□  In einer Reihe von Ländern 
werden die Werften durch di­
rekte Baukostensubventionen 
unterstützt, so in den USA in 
Höhe von 55% , in Italien mit 
15% , in Frankreich mit 10%, 
in Spanien m it 8 %, in Groß­
britannien m it 2 % .

□  Durch staatliche Förderungs­
maßnahmen sind 80% ige Kre­
dite zu 6 %  Zinsen über eine 
Laufzeit von 8-10 Jahren markt­
üblich geworden. Hierzu ist an­
zumerken, daß bei einem 8 -  
10jährigen Kredit ein Zinsunter­
schied von 1 %  eine Summe 
von 3 ,4 -4 ,2 %  des Baupreises 
ausmacht. Bei einem Kapital­
marktsatz von 9,5 %  ergeben 
sich aus der Zinsdifferenz Ko­
stenbelastungen von 11,7- 
14,7% .

Diese künstlichen Wettbe­
werbsvorteile anderer Länder 
können durch Selbsthilfemaß­
nahmen nicht aufgefangen wer­
den. Der parlamentarische 
Staatssekretär im Bundeswirt­
schaftsministerium, Dr. Klaus 
Dieter Arndt, stellte deshalb im 
November 1969 vor dem Bun­
destag fest, daß „der Schiffbau 
sich einer wesentlichen Wett­
bewerbsverschärfung gegen­
übersehen w ird, und dies auch 
rhehr als nur fü r kurze Frist. 
Die Werften produzieren daher 
in Zukunft unter härteren Be­
dingungen als andere Zweige 
unserer W irtschaft.“

Härtere Bedingungen

Die im Vergleich zu anderen 
Industriezweigen härteren Be­
dingungen ergeben sich aus 
einer Reihe von Gründen. Die 
besondere Struktur des Schiff­
baumarktes macht es den Werf­
ten unmöglich, etwa auf den In­
landsmarkt auszuweichen. Die 
deutschen Werften haben in den 
vergangenen Monaten die Er-

230 WIRTSCHAFTSDIENST 1970/IV



ZEITGESPRKCH

fahrung machen müssen, daß 
Aufträge deutscher Reeder an­
nulliert und erteilte Optionen 
abgezogen wurden. Die ent­
sprechenden Aufträge sind dann 
aufgrund der neuen günstigen 
Währungsdisparität bei auslän­
dischen Werften gebucht wor­
den. Z. Z. stehen 116 Aufträge 
deutscher Reeder m it einer Ge­
samttonnage von 588 000 tdw in 
den Auftragsbüchern ausländi­
scher Werften, wobei der größte 
Teil dieser Aufträge seit der 
DM-Aufwertung placiert wurde. 
Aufgrund dieser Auftragsverga­
ben kann man heute schon da­
von ausgehen, daß sich die Im­
porte der deutschen Reeder an 
Schiffsneubauten im laufenden 
Jahr und schwerpunktmäßig im 
Jahre 1971 verdreifachen wer­
den.

Für das laufende Exportge­
schäft sind die Aussichten nicht 
besser. Die besondere Situation 
der Werftindustrie ergibt sich 
zunächst daraus, daß die Auf­
wertung hier voll wirksam wur­
de, da bis zum Oktober 1969 
die Belastungen aus dem Ab­
sicherungsgesetz im wesentli­
chen ausgeglichen wurden.

Es ist eine Tatsache, daß die 
Bundesregierung die Belastung 
desAbsicherungsgesetzes in Hö­
he von 3,85®/o unter Berücksichti­
gung der besonderen Wettbe­
werbslage der Werften ausge­
glichen hatte, während gegen­
wärtig unterstellt wird, die Werf­
ten könnten die ungleich höhe­
ren Belastungen aus der Auf­
wertung verkraften.

Verheerende Auswirkungen

Es erscheint mir wichtig, an 
dieser Stelle an die Anteile der 
einzelnen Länder am Weltschiff­
bau zu erinnern und insbeson­
dere auf die japanische Werft­
industrie hinzuweisen, die mit 
einem Marktanteil von 55 %  ein­
deutig das internationale Preis­
niveau bestimmt. Da gegenüber 
Japan kein Währungsgefälle zu 
verzeichnen war, das eine Auf­

wertung in nennenswertem Um­
fang gerechtfertigt hätte, scheint 
m ir die Schlußfolgerung richtig, 
daß seit der Aufwertung speziell 
gegenüber diesem Land eine 
Währungsdisparität zu unseren 
Ungunsten besteht. Für die ge­
samte Volkswirtschaft der Bun­
desrepublik mögen die sich hier­
aus ergebenden Folgen ange­
sichts des Anteils der japani­
schen Volkswirtschaft am Welt­
handel von 5—6 %  tragbar sein. 
Für den Schiffbau dagegen sind 
die Auswirkungen aufgrund der 
gegebenen Marktverhältnisse 
verheerend.

ln diesem Zusammenhang ist 
naturgemäß zu berücksichtigen, 
wie der von der Bundesregie­
rung im Oktober 1969 beschlos­
sene Aufwertungssatz von 8,5 %  
in der Praxis tatsächlich w irk­
sam w ird. Bekanntlich brachte 
die DM-Aufwertung in dieser 
Höhe fü r die ausländischen 
Kunden eine Verteuerung der 
deutschen Produkte um 9,3 “/o. 
Bei Angebotsvergleichen — 
etwa von Anfang 1969 gegen­
über Anfang 1970 -  sind jedoch 
zusätzlich die inzwischen stark 
erhöhten Gestehungskosten zu 
berücksichtigen. A lle in die Lohn­
kosten stiegen von Mitte 1969 
bis Anfang 1970 infolge Tarif­
lohnerhöhungen, Auswirkungen 
des Lohnfortzahlungsgesetzes 
sowie einer Urlaubsverlänge­
rung und erhöhter Sozialver­
sicherungsbeiträge in der Werft­
industrie um 15—17 % . Im g le i­
chen Zeitraum stiegen die Stahl­
preise um durchschnittlich 25 % , 
wobei sich hier seit Anfang 1968 
sogar eine Gesamterhöhung von 
ca. 4 0 %  ergibt. Einschließlich 
beträchtlicher Preissteigerungen 
fü r andere Zulieferungen hatten 
die Werften damit eine plötzliche 
Erhöhung der Gestehungskosten 
von durchschnittlich 15%  zu 
verzeichnen. Bezieht man den 
Aufwertungssatz von 9 ,3%  auf 
diese erhöhte Basis von 115, 
dann erg ibt sich eine Belastung 
aus der Aufwertung fü r den aus­
ländischen Besteller von effektiv 
10,5%.

Die ausländischen Besteller 
müssen aber nicht nur den 
Schiffspreis, sondern auch die 
Zinsen fü r die langfristige Ex­
portfinanzierung in teuerer ge­
wordener D-Mark transferieren. 
Bei 6 %  Zinsen fü r 8 0 %  des 
Baupreises ergibt sich bei einer 
gleichmäßigen Tilgung in 8 Jah­
ren eine Summe, die zusätzlich 
rund 2 0 %  des Bauwertes aus­
macht und fü r die seit der DM- 
Aufwertung ebenfalls mehr aus­
ländische Devisen aufgebracht 
werden müssen. Bezieht man 
auch diese Belastungen auf den 
Baupreis, dann ergibt sich ein 
gesamter Aufwertungsfaktor von 
rund 12,5%.

Starl< rüdcläufige
Auftragseingänge

Infolge dieser effektiven Be­
lastung aus der Aufwertung so­
w ie durch die eingetretenen 
Preissteigerungen sind die deut­
schen Werften, abgesehen von 
langfristig wirksam werdenden 
Preissteigerungen, um 25 % — 
2 7 %  teurer geworden. Diese 
Tatsache sowie die Kreditver­
teuerungen haben dazu geführt, 
daß seit der DM-Aufwertung die 
Aufträge aus dem Ausland stark 
zurückgegangen sind. Die Ent­
wicklung ergibt sich aus folgen­
der Übersicht über die Auftrags­
eingänge ab Anfang 1969:

Anzahl BRT

1. Quartal 1969 53 481 708
2. Quartal 1969 93 971 578
3. Quartal 1969 57 517 804
4. Quartal 1969 44 123 364
1. Quartal 1970 22 103 130

Zusätzlich sind als Folge der 
DM-Aufwertung seit Oktober 
1969 auch Annullierungen  zu 
verzeichnen, die angesichts der 
regen Nachfrage im Weltschiff­
bau und des Interesses der 
Reeder an der Sicherung der 
Bauplätze als ungewöhnlich be­
zeichnet werden müssen:

Anzahl BRT

4. Quartal 1969 16 113 708
1. Quartal 1970 2 1 800
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Infolge dieser Entwicklung 
haben die Auftragsbestände der 
deutschen Werften seit der DM- 
Aufwertung erheblich abgenom­
men, während Im Weitschiffbau 
eine rege Nachfrage herrscht 
und ausländische Werften Ihre 
Auftragsbücher weiter aufstok- 
ken konnten.

„Sofortprogramm
mit Verzögerungen

Die Lage der Werftindustrie 
wurde zusätzlich noch dadurch 
erschwert, daß seit September 
1969 das laufende Förderungs­
programm fü r die Schiffbau­
finanzierung ausgeschöpft war, 
so daß marktübliche Kredite 
nicht mehr angeboten werden 
konnten. Die W erftindustrie 
ebenso wie die Regierungen der 
Küstenländer und die IG-Metall 
hatten Im Anschluß an die DM- 
Aufwertung übereinstimmend 
gefordert, in einem Sofortpro­
gramm die Finanzierung eines 
jährlichen Bauvolumens von 
1.800 Mill. DM in den Jah­
ren 1973—1975 sicherzustellen 
und gleichzeitig die vom Mlnl- 
sterrat des Gemeinsamen Mark­
tes im Juli 1969 beschlossene 
Beihilfeempfehlung, die In allen 
anderen Ländern des Gemein­
samen Marktes angewandt wird, 
auch in der Bundesrepublik in 
Kraft zu setzen. Nach dieser 
Empfehlung, die einen Beihilfe­
rahmen In Höhe von 10%  vor­
sieht, erhalten die französischen 
und Italienischen Werften zu­
sätzlich zu den marktüblichen 
Krediten Baukostenzuschüsse 
in Höhe von 10% , während in 
den Niederlanden und Belgien 
Zinszuschüsse in Höhe von
3,5 %  bereitgestellt werden, die 
unter Berücksichtigung der Lauf­
zeit der Kredite einen Beihilfe­
wert von mehr als 1 0%  haben.

Bevor ein entsprechendes 
Programm In Kraft gesetzt wer­
den konnte, traten erhebliche 
Verzögerungen ein, so daß Auf­
träge im Gesamtwert von 1.300 
Mill. DM der deutsdien Werft­
industrie verlorengingen. Inzwi­
schen hat die Bundesregierung 
im März d. J. fü r den Export­
schiffbau ein VII. Schiffbaufinan­
zierungsprogramm verabschie­
det, wonach fü r ein jährliches Ex­
portvolumen von 1.200 Mill. DM 
In den Jahren 1973-1975 die ent­
sprechenden Kredite um 3 %  ver­
b illig t werden sollen. M it dieser 
Maßnahme trägt die Bundes­
regierung der veränderten Lage 
am Kapitalmarkt Rechnung, wo 
die Zinsen fü r langfristige Auf­
tragsfinanzierungen inzwischen 
auf 9V 2-10%  gestiegen sind.

Aufgrund dieses Beschlusses, 
der z. Z. noch der Verabschie­
dung durch den Bundestag be­
darf, sollen nur rund zwei D rit­
tel der zur Auslastung der Ka­
pazitäten erforderlichen Aufträge 
gefördert werden. Außerdem be­
dauern die Werften, daß die von 
der Bundesregierung mitgezeich­
nete Beihilfeempfehlung der 
EWG nicht ausgeschöpft wurde 
und danach, trotz der beson­
deren Situation, In der sich die 
deutschen Werften befinden, 
die Beihilfen erheblich niedriger 
als In den anderen Ländern des 
Gemeinsamen Marktes liegen. 
Schließlich ist zu beachten, daß 
die Maßnahmen keinerlei Bau­
kostenhilfen vorsehen, so daß 
die Werften vor der unlösbaren 
Aufgabe stehen, die sprunghaft 
eingetretene Wettbewerbsver­
schlechterung um 25 %  ohne 
staatliche Hilfen zu verkraften.

In der gleichen Situation se­
hen sich die Werften auch den

deutschen Reedern gegenüber. 
Der Wettbewerbsnachteil wird 
h ier insbesondere dadurch her­
vorgerufen, daß die Reeder im 
Ausland durch staatliche Unter­
stützungen 6 % ig e  Kredite er­
halten, während Ihnen In der 
Bundesrepublik lediglich für ein 
begrenztes Bauvolumen ein Zu­
schuß von 1 0%  gewährt wird. 
Damit kann ein Zinssatz von 
6 %  nur dann erreicht werden, 
wenn eine Refinanzierung am 
Kapitalmarkt zu 8 %  möglich ist.

Skeptisch in die Zukunft

DM-Aufwertung, Preissteige­
rungen und Kreditverteuerungen 
haben In der W erftindustrie vor 
dem Hintergrund der Wettbe­
werbsverzerrungen bereits zu 
der vielfach befürchteten Sta­
gnation ohne Stabilitä t geführt. 
Nachdem In einem Teilbereich, 
nämlich der Auftragsfinanzie­
rung, die Wettbewerbsverfäl­
schungen te ilweise ausgeglichen 
worden sind, besteht wieder 
eine Chance, Angebote im in­
ternationalen Markt herauszu­
legen. Die abzuschließenden 
Aufträge sind jedoch nicht nur 
erforderlich, um die bestehen­
den Kapazitäten auszulasten, 
sie müssen auch weitere Ra- 
tionallsierungslnvestltlonen si­
chern helfen. Schließlich sehen 
sich die Werften vor der Auf­
gabe, infolge der schnell fort­
schreitenden Schiffbautechnik 
die technischen Risiken neuer 
Schiffstypen zu meistern und 
die technische Leistungsfähig­
keit der Betriebe zu erhalten und 
auszubauen. Die Chance, unter 
den gegebenen Belastungen 
ausreichende Erträge für die Er­
füllung dieser Aufgaben zu er­
wirtschaften, kann nur skeptisch 
beurteilt werden.
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